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Wie in Russland und Ungarn

Verwaltungsgerichtshof verbietet recht- 
liche Anerkennung von Transpersonen   
 
Das höchste Verwaltungsgericht Österreichs beraubt transsexuelle Menschen ihres seit Jahrzehnten 
europaweit anerkannten fundamentalen Menschenrechts auf Anerkennung in ihrem tatsächlich geleb
ten Geschlecht und setzt unser Land in eine Reihe mit Russland und Ungarn. Das Rechtskomitee 
LAMBDA (RKL) vertraut auf ein Machtwort des Verfassungsgerichtshofs. 

Ü Österreich ist Vertragspartei der 
Europäischen Menschenrechtskonven­
tion (EMRK), die die Republik nicht 
nur völkerrechtlich bindet, sondern seit 
1964 auch innerstaatlich Verfassungs­
rang genießt. Die Urteile des Europäi­
schen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) sind somit auch nach inner­
staatlichem (Verfassungs)Recht ver­
bindlich (Art. 46 EMRK). Diese, in Men­
schenrechtsfragen höchste und für alle 
europäische Staaten (mit Ausnahme 
von Russland, Weissrussland und dem 
Vatikan) zuständige Instanz, judiziert 
seit über drei Jahrzehnten, dass trans­
idente Personen (deren gelebtes 
Geschlecht nicht mit ihrem biologisch­
en, körperlichen Geschlecht überein­
stimmt) das fundamentale Menschen­
recht zukommt, zur Hintanhaltung von 
Bloßstellung und Zwangsouting Doku­
mente und Vornamen zu erhalten (B. v. 
France 1992, S.V. v I 2018), die ihrem 
tatsächlich gelebten Geschlecht ent­
sprechen sowie im tatsächlich gelebten 
Geschlecht umfassend rechtlich aner­
kannt zu werden (Goodwin v. UK GC 
2002, I v. UK GC 2002, X v FYROM 
2019, YT v BG 2020, Rana v H 2020, 
A.D. et. al. v Georgia 2022, R.K. v H 
2023; Semenya v CH 2023). 

Nur mehr biologisches, 
körperliches Geschlecht

Nach dem Erkenntnis des Verwaltungs­
gerichtshofs vom 5. Dezember 2024 
(Ro 2023/01/0008) soll das ab sofort 
nicht mehr gelten und sich das recht­
liche Geschlecht ausschließlich nach 
dem biologischen, körperlichen 
Geschlecht bestimmen. Im Personen­
standsregister sowie in Geburtsurkun­
den, Reisepässen, Personalausweisen 
und anderen Urkunden soll zwingend 
nur mehr das biologische, körperliche 
Geschlecht eingetragen werden dürfen. 
Bei Transfrauen also das männliche 
Geschlecht und bei Transmännern das 
weibliche Geschlecht.  Eine permanen­
te Bloßstellung und ständiges Zwangs­
outing für Transpersonen bei jeder 
Vorlage einer solchen Urkunde oder 
eines Ausweises. Österreich ist nach 

Russland, Ungarn und Bulgarien das 
vierte Land, das Transpersonen die 
rechtliche Anerkennung im tatsächlich 
gelebten Geschlecht wieder verbietet 
und damit die Europäische Menschen­
rechtskonvention schwer verletzt.

Zu dieser Entscheidung des Verwalt­
ungsgerichtshofs, der seit 1997 Vorreit­
er in der rechtlichen Anerkennung von 
Transpersonen in ihrem tatsächlich 
gelebten Geschlecht war (VwGH 30.09. 
1997, 95/01/0061), kam es im Fall einer 
biologisch, körperlich eindeutig männ­
lichen Person mit nicht-binärer (also 
weder männlich noch weiblicher) 
Geschlechtsidentität, die das vom Ver­
fassungsgerichtshof zuerkannte Recht 
auf einen weder männlichen noch weib­
lichen Geschlechtseintrag geltend 
gemacht hat. Das Verwaltungsgericht 
hat ihr – unter Berufung auf den Verfas­
sungsgerichtshof – Recht gegeben. Da­
gegen hat der Wiener Bürgermeister 
Amtsrevision an den Verwaltungsge­
richtshof erhoben.

Der Verfassungsgerichtshof hat 2018 
ausgesprochen, dass Menschen „(nur) 
jene Geschlechtszuschreibungen durch 
staatliche Regelung akzeptieren müs­
sen, die ihrer Geschlechtsidentität ent­
sprechen“ und „Art. 8 EMRK … insbe­
sondere Menschen mit alternativer 
Geschlechtsidentität vor einer fremd­
bestimmten Geschlechtszuweisung 
(schützt)“ und daher auch nicht männ­
lich oder weibliche Geschlechtsident­
itäten als solche zu beurkunden oder 
der Geschlechtseintrag auf Antrag zu 
streichen ist (VfGH 15.06.2018, G 77/ 
2018 Rz 18, 42). Seither gibt es im Per­
sonenstandsregister und in Urkunden 
und Ausweisen, neben männlich und 
weiblich, eine dritte Geschlechtsoption. 

Obwohl der Verfassungsgerichtshof 
stets von Geschlechtsidentität spricht, 
haben die Innenminister Kickl und 
Nehammer in Erlässen diese vom Ver­
fassungsgerichtshof gebotene dritte 
Geschlechtsoption auf körperlich inter­
geschlechtliche Menschen beschränkt, 
also auf Personen, die körperlich nicht 

eindeutig männlich oder weiblich sind. 
Sie gründeten diese Anordnung auf 
eine (für die damalige Entscheidung 
nicht relevante) Nebenbemerkung in 
einer Entscheidung des Verwaltungsge­
richtshofs aus 2018 (VwGH 14.12.2018, 
Ro 2018/01/0015 Rn 25). Der Verwalt­
ungsgerichtshof hat die Vorgangsweise 
der Innenminister bei der dritten 
Geschlechtsoption (trotz der wiederhol­
ten Betonung der Geschlechtsidentität 
durch den Verfassungsgerichtshof) nun 
erwartungsgemäß bestätigt und das 
Erkenntnis des Verwaltungsgerichts 
Wien aufgehoben (VwGH 05.12.2024, 
Ro 2023/01/0008 Rz 45, 46).  

Rückkehr zu Bloßstellung  
und Zwangsouting

Damit hat sich der Verwaltungsgerichts­
hof jedoch nicht (mehr) begnügt. In 
einer zusätzlichen (für die Entscheid­
ung der konkreten Sache gar nicht er­
forderlich gewesenen) Anmerkung 
spricht der Verwaltungsgerichtshof 
aus, dass es für die Eintragung des 
Geschlechts grundsätzlich auf das bio­
logische, körperliche Geschlecht 
ankommt“ und er, „mangels ausdrück­
licher Regelung (der Transsexualität) 
durch den Gesetzgeber“ seine bisherige 
„– auf die psychische Komponente des 
Geschlechtszugehörigkeitsempfindens 
abstellende – Judikatur“ nicht mehr 
aufrecht erhalte (VwGH 05.12.2024, Ro 
2023/01/0008 Rz 50).

„Wir vertrauen darauf, dass der Verfas­
sungsgerichtshof ein Machtwort 
sprechen, diese schwere Menschen­
rechtsverletzung beenden, Österreich 
wieder in die Gemeinschaft der men­
schenrechtskonformen Länder zurück­
führen und sein bahnbrechenes 
Erkenntnis aus 2018 bestätigen wird“, 
sagt Dr. Helmut Graupner, Präsident 
des Rechtskomitees LAMBDA (RKL) 
und Rechtsanwalt in den genannten 
Verfahren des Verwaltungsgerichtshofs 
und des Verfassungsgerichtshofs, „bis 
dahin werden Transpersonen jedoch 
leider wieder Bloßstellung und 
Zwangsouting ausgesetzt sein“. 
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EU-Gerichtshof

Geschlechtseintrag muss der 
Geschlechtsidentität entsprechen 
 
Der EU-Gerichtshof hat im Fall Deldits (C-247/23) klargestellt, dass, wenn 
Register sowie Ausweise und Urkunden Identifikationszwecken (und nicht 
der rein historischen Beurkundung) dienen, die aktuelle Geschlechtsidentität 
wiedergeben müssen, nicht das biologische, körperliche Geschlecht. 

 Ü Im Jahr 2014 wurde VP in Ungarn 
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt, 
wobei sie sich auf ihre Transidentität be­
rufen und psychiatrische und gynäkolo­
gische Atteste vorgelegt hatte. Nach diesen 
Attesten wurde diese Person zwar als Frau 
geboren, hatte jedoch eine männliche 
Geschlechtsidentität. Nach der Zuerken­
nung ihrer Flüchtlingseigenschaft auf die­
ser Grundlage wurde diese Person aber als 
Frau in das Flüchtlingsregister eingetra­
gen, das von der ungarischen Ausländerbe­
hörde geführt wird und die Identifikations­
daten, darunter das Geschlecht, der Perso­
nen, denen die Flüchtlingseigenschaft in 
Ungarn zuerkannt worden ist, enthält.

Im Jahr 2022 stellte VP bei dieser Behörde 
auf der Grundlage derselben ärztlichen 
Atteste nach der Datenschutz-Grundver­
ordnung (DSGVO) u. a. einen Antrag auf 
Berichtigung der Angabe ihres Geschlechts 
im Flüchtlingsregister. Dieser Antrag wur­
de jedoch mit der Begründung abgelehnt, 
VP habe nicht nachgewiesen, dass sie sich 
einer geschlechtsangleichenden Operation 
unterzogen habe. VP erhob gegen diese 
Ablehnung Klage beim Hauptstädtischen 
Stuhlgericht (Ungarn), das die Sache dem 
EuGH vorgelegt hatte.

Unter Hinweis darauf, dass das ungarische 
Recht kein Verfahren zur rechtlichen 
Anerkennung der Transidentität vorsehe, 
möchte dieses Gericht vom Gerichtshof 
zum einen wissen, ob nach der DSGVO 
eine mit der Führung eines öffentlichen 
Registers betraute nationale Behörde ver­
pflichtet ist, personenbezogene Daten 
betreffend die Geschlechtsidentität einer 

natürlichen Person zu berichtigen, wenn 
diese Daten nicht richtig sind, und zum 
anderen, ob ein Mitgliedstaat mittels 
Verwaltungspraxis die Ausübung des 
Rechts auf Berichtigung solcher Daten 
davon abhängig machen kann, dass ins­
besondere eine geschlechtsangleichende 
Operation nachgewiesen wird.

Grundsatz der Datenwahrheit 

Als Erstes hält der Gerichtshof fest, dass 
die betroffene Person nach der DSGVO, 
insbesondere nach dem darin verankerten 
Grundsatz der Richtigkeit, das Recht hat, 
von dem Verantwortlichen unverzüglich 
die Berichtigung sie betreffender unrich­
tiger personenbezogener Daten zu verlan­
gen. Diese Bestimmung konkretisiert 
somit das in der Charta der Grundrechte 
der EU verankerte Grundrecht, wonach 
jede Person das Recht hat, Auskunft über 
die sie betreffenden erhobenen Daten zu 
erhalten und die Berichtigung der Daten 
zu erwirken. Insoweit weist der Gerichts­
hof darauf hin, dass die Richtigkeit und 
die Vollständigkeit dieser Daten im Hin­
blick auf den Zweck zu beurteilen sind, für 
den die Daten erhoben wurden.

Im vorliegenden Fall weist der Gerichtshof 
nach der Feststellung, dass die betreffende 
Verarbeitung in den sachlichen Anwend­
ungsbereich der DSGVO fällt, darauf hin, 
dass es dem ungarischen Gericht obliegt, 
die Richtigkeit der in Rede stehenden 
Angabe im Hinblick auf den Zweck, für 
den sie erhoben wurde, zu prüfen. Sollte 
die Erhebung dieser Angabe der Identifi­
zierung der betroffenen Person dienen, 
dürfte sich diese Angabe wohl auf die von 
dieser Person gelebte Geschlechtsidentität 
beziehen und nicht auf die, die ihr bei der 
Geburt zugewiesen wurde. In diesem 
Zusammenhang stellt der Gerichtshof klar, 
dass ein Mitgliedstaat das Recht auf 
Berichtigung nicht mit der Begründung 
verweigern kann, dass es in seinem natio­
nalen Recht kein Verfahren zur rechtlich­
en Anerkennung von Transidentität gebe. 
Denn das Unionsrecht lässt zwar die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten auf dem 
Gebiet des Personenstands und der recht­
lichen Anerkennung der Geschlechtsi­

sponsoren
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dentität unberührt, diese Staaten müs­
sen bei der Ausübung dieser Zustän­
digkeit jedoch das Unionsrecht, ein­
schließlich der DSGVO im Licht der 
Charta, beachten.

Operation keine Voraussetzung

Folglich kommt der Gerichtshof zu 
dem Schluss, dass die DSGVO dahin 
auszulegen ist, dass danach eine mit 
der Führung eines öffentlichen Regis­
ters betraute nationale Behörde ver­
pflichtet ist, personenbezogene Daten 
betreffend die Geschlechtsidentität 
einer natürlichen Person zu berichti­
gen, wenn diese Daten nicht richtig 
im Sinne dieser Verordnung sind.

Als Zweites stellt der Gerichtshof 
fest, dass eine natürliche Person für 
die Zwecke der Ausübung ihres 
Rechts auf Berichtigung verpflichtet 
sein kann, relevante und 
hinreichende Nachweise vorzulegen, 

die vernünftigerweise verlangt wer­
den können, um die Unrichtigkeit 
dieser Daten festzustellen. Ein Mit­
gliedstaat darf die Ausübung des 
Rechts auf Berichtigung jedoch kei­
nesfalls davon abhängig machen, 
dass eine geschlechtsangleichende 
Operation nachgewiesen wird.

Ein solches Erfordernis beeinträch­
tigt nämlich insbesondere den We­
sensgehalt des Rechts auf Unver­
sehrtheit (Art. 3 der Charta) und des 
Rechts auf Achtung des Privatlebens 
(Art. 7 der Charta). Außerdem ist ein 
solches Erfordernis jedenfalls weder 
notwendig noch verhältnismäßig, um 
die Zu-verlässigkeit und Kohärenz 
eines öffentlichen Registers wie des 
Flüchtlingsregisters zu gewährleis­
ten, da ein ärztliches Attest, ein­
schließlich einer vorherigen Psycho­
diagnostik, insoweit einen relevanten 
und hinreichenden Nachweis darstel­
len kann. 


